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Inſerate, jo ohl v. 
Behörden, als auch 
v. Privatperſonen 
werden in Danzig 
im Intelligenz⸗ 
Comt. Jopengaſſe 8 
angenommen. Preis 
der gewöhnlichen 
Zeile 20 4, 


Amtlicher Theil. 
1 Verfügungen u. Bekanntmachungen des Landraths u. des Kreis⸗Aus ſchuſſes. 


8 Inſtruetion 3 
zur Ausführung der SS 38 und 39 des Strafgeſetzbuchs für das deutſche 
Reich, betreffend die Stellung unter Polizeiaufſicht. 


N Si 
tion fi ügli theilten Perſonen, gegen welche 
˖ ärtige Inſtruktion findet bezüglich aller verurtheilt 
auf Sende bon Pele erkannt worden iſt mit der Da ng dab in 
Betreff der nur vorläufig entlaſſenen Verurtheilten (88 23 und en a geſetzbuchs) die 
Verſchriften der allgemeinen Verfügung vom 21. Januar 1871 in Kra 5 


8 2. : 
Die Ste er Polizeiauſſicht ſoll nur ſtattfinden, wenn begründete Beſorgniß 
besteht, e ine, 11 5 ene Freiheit in ET ae 
perde. Neben dem der Verurtheilung zu Grunde liegenden 0 Ir ſonſt ur is 
herigen Verhalten des Verurtheilten iſt deſſen Führung während der derselbe nach er Bien 
zu ziehen und auf die Verhältniſſe Rücksicht zu nehmen, in welche derſe 3 10 er 15 ent⸗ 
Nung eintritt. Verurtheilte, welche nach ſtattgefundener vorläufiger Haften 11 a zum 
Ablaufe der in dem Erkenntniſſe feſtgeſetzten Strafzeit ſich ordnungsmäßig geführt haben, ſind 
der Polizeiaufſicht in der Regel nicht zu unterwerfen. Ebenſo ſollen von 1 Rn: Ver⸗ 
detbeilt, welche fi) während der Strafverbüßung gut geführt haben und deren Unterfommen in 
teſheit ein geſichertes ift, in der Regel befreit bleiben. 
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§ 3. | 

Die Stellung unter Polizeiaufſicht wird von derjenigen Landespolizeibehörde angeordnet, 

zu deren Bezirk der Ort gehört, nach welchem der Verurtheilte aus der Strafhaft entlaſſen wird 
(Entlaſſungsort) oder an welchem derſelbe ſpäter Aufenthalt nimmt In Anſehung von Aus⸗ 
ländern (8 8), welche einen feſten Wohnſitz innerhalb des preußiſchen Staatsgebietes bisher nicht 
gehabt haben, ſteht die Anordnung der Maßregeln der Landespolizeibehörde des Bezirks zu, in 
welchem die Freiheitsſtrafe verbüßt iſt. | 
Die Stellung unter Polizeianfſicht kann uur bis zum Ablaufe von fünf Jahren, von 

dem Tage der Beendigung der Freiheitsſtrafe gerechnet, angeordnet oder aufrecht erhalten werden. 
Bei vorläufig entlaſſenen Verurtheilten wird die Freiheitsſtrafe erſt mit dem Tage als beendigt 
angeſehen, an welchem die im Erkenntniſſe feſtgeſetzte Strafzeit abgelaufen iſt. 


8 4. ö 
Zur Vorbereitung der Beſchlußnahme über die nach 8 3 zu treffende Anordnung hat 
der Gefängnißvorſtand 6 Wochen vor der Entlaſſung eines Verurtheilten, gegen welchen auf Zu⸗ 
läſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt worden iſt, der Landespolizeibehörde des Entlaſſungsortes ein 
Zeugniß über die Führung des Verurtheilten während der Strafverbüßung nebſt einem Gutachten 
der Konferenz der Gefängniß⸗Oberbeamten, über die Angemeſſenheit der Polizeiaufſicht zu über: 
ſenden Beſteht bei der Anſtalt eine Beamtenkonferenz nicht, ſo iſt das Gutachten von dem 
Vorſtande in Gemeinſchaft mit dem Anſtaltsgeiſtlichen abzugeben. Hierbei iſt anzugeben, ob und 
in welcher Weiſe der zur Entlaſſung Kommende ſich der für entlaſſene Gefangene angeordneten 
Fürſorge unterſtellt hat. Iſt der Verurtheilte ein Ausländer, welcher einen feſten Wohnſitz inner 
halb des preußiſchen Staatsgebietes bisher nicht gehabt hat, ſo ſind die vorbezeichneten Schrift⸗ 
ſtücke der Landespolizeibehörde, in deren Bezirk die Anſtalt belegen iſt, 6 Wochen vor der Ent⸗ 
laſſung zu überſenden. 
§ 5. 


Unter Berückſichtigung des Gutachtens der Gefängnißbehörde (8 4) und der ſonſt in 
Betracht kommenden Umſtände (8 2) hat die Landespolizeibehörde des Entlaſſungsortes über die 
Stellung des Verurtheilten unter Polizeiaufſicht Beſchluß zu faſſen. Dieſe Beſchlußfaſſung hat 10° 
zeitig zu erfolgen, daß die Anordnung der Polizeiaufſicht dem Verurtheilten noch in der Straf? 
anftalt eröffnet wird. 

Die Landespolizeibehörde ift berechtigt, ihre Entſcheidung nach Befinden der Umſtände 
durch ſpätere Anordnungen ſelbſt abzuändern, insbeſondere die für die Stellung unter Polizei“ 
auſſicht feſtgeſetzte Zeitdauer abzukürzen, oder unter Innehaltung der geſetzlichen Friſt ($ 3) zu 
verlängern. 
Im Falle des Verziehens einer Perſon, gegen die auf Zuläſſigkeit von Polizeiauſſich 
erkannt iſt, gehen die der Landespolizeibehörde des Entlaſſungsortes zuſtehenden Befugniſſe au 
die Lan despolizeibehörde des neuen Aufenthaltsortes über. 

Inwieweit die Landespolizeibehörde vor ihrer Beſchlußnahme noch weitere Ermittelunge® 
anſtellen, insbeſondere die Ortspolizeibehörde hören will, bleibt ihrem Ermeſſen mit der Maßgab 
überlaſſen, daß vor Abänderung einer einmal getroffenen Entſcheidung die Ortspolizeibehörde des 
Aufenthaltsortes des Verurtheilten gehört werden muß. 

8 6. 

Die Stellung unter Polizeiaufſicht iſt, Soweit die Beſtimmungen in $ 3 dieſer Inſtruktib 

nicht entgegenſtehen, in der Regel mindeſtens auf die Dauer von 6 Monaten anzuordnen. 
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Die Entſcheidung der Landespolizeibehörde, welche die Stellung unter Polizeiaufſicht an⸗ 
ordnet, iſt dem Verurtheilten ſchriftlich gegen Empfangsbeſcheinigung zu eröffnen Die in der 
Entſcheidung feſtgeſetzte Zeit wird vom Tage der Beendigung der Freiheitsſtrafe, and, wenn die 
Strafe ſchon beendigt iſt, vom Tage der Eröffnung an berechnet. In der Entſcheidung iſt dem 
Verurtheilten zugleich, unter Androhung einer Executivſtrafe bis zur Höhe von 300 , im Falle 
des Unvermögens einer Haftftrafe bis zu 4 Wochen, für jeden Fall der Zuwiderhandlung, aufzugeben: 


1. binnen 24 Stunden nach ſeinem Eintreffen an einem Orte, wo er ſich länger als 
24 Stunden aufhält, ſich perſönlich oder wenn dieſes ausnahmsweiſe aus beſonderen 
Gründen, insbeſondere wegen Krankheit, nicht möglich iſt, ſchriftlich unter Angabe 
ſeiner Wohnung bei der Ortspolizeibehörde zu melden; 

2. von jedem Wohnungswechſel innerhalb deſſelben Ortes binnen 24 Stunden, unter 
Angabe der neuen Wohnung der Ortspolizeibehörde Nachricht zu geben; 

3. falls er den Aufenthaltsort wechſelt, innerhalb 24 Stunden vor dem Verlaſſen des 
bisherigen Aufenthaltsortes ſich perſönlich bei der Ortspolizeibehörde abzumelden und 
hierbei den neuen Aufenthaltsort anzugeben. 


8 8 8 
Die Entſcheidung der Landespolizeibehorde kann zugleich die Beſtimmung darüber enthalten: 
1. ob und welchen einzelnen Orten dem Verurtheilten der Aufenthalt unterſagt, 
2. ob ein verurtheilter Ausländer aus dem Bundesgebiet ausgewieſen werden ſoll. 
0 Iſt eine Beſtimmung dieſer Art in der Entſcheidung ſelbſt nicht erfolgt, ſo kann die⸗ 
ſelbe während der Dauer der Volizeiaufſicht jederzeit nachgeholt werden, 8 
Angehörige der Staaten des deutſchen Reichs werden als Ausländer nicht angeſehen. 
Als Bundesgebiet gilt das Gebiet ſämmtlicher zum deutſchen Reiche vereinigter Staaten 


8 95 
So lange der Verurtheilte einer geordneten Fürſorge unterſteht ſind alle Maßregeln, 
welche geeignet ſind, ihm eine geordnete Thätigkeit zu erſchweren, wie z B. Erkundigungen nach 
ihm durch Polizeibeamte, unbedingt zu vermeiden 
5 Die Polizeibehörden haben von Zeit zu Zeit bei den Fürſorgeorganen anzufragen, ob 
der Verurtheilte der Fürſorge noch unterſteht. 
l Die Fürſorgeorgane werden ihrerſeits von dem Eintritt und der Beendigung der Für⸗ 
ſorge den Polizeibehörden Kenntniß geben. 
§ 10. 
Sli „ Die Ausführung der von der Landespolizeibehörde angeordneten Polizeiaufſicht, ein⸗ 
ſchließlich der Feſtſetzung der nach § 7 angedrohten Exekutivſtrafen, liegt der Ortspolizeibehörde 
Pol jeweiligen Aufenthaltsortes des Verpflichteten ob, welche hierbei von den vorgeſetzten 
olizeibehörden zu überwachen iſt. „ 
Polizei Zuwiderhandlungen des Verurtheilten gegen die ihm in Folge der Stellung unter 
Oligetaufficht auferlegten Beſchränkungen (8 8) find in Gemaßheit des 8 361 No. 1 des Straf⸗ 
heſetzbuchs zu verfolgen. 
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Ueber die Art und Weiſe, in welcher die in Folge der Stellung unter Polizeiauſſicht 
gegen einen Ausländer angeordnete Verweiſung aus dem Bundesgebiete zur Ausführung zu bringen 
iſt, hat die Landespolizeibehörde in jedem Falle beſondere Beſtimmung zu treffen. Die durch die 
Ausführung der Maßregeln entſtehenden Koſten insbeſondere die etwaigen Stollen des Trans⸗ 
portes und der zum Zwecke deſſelben erforderlichen Detention, werden auf die allgemeinen Polizei⸗ 
fonds übernommen. n 


8 12. 
Die Inſtruktion vom 12 April 1871 wird aufgehoben. 
Berlin, den 30. Juni 1900. 
Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. 
Biſchofshauſen. 

Die Herren Amtsvorſteher mache ich auf dieſe Inſtruktion noch beſonders aufmerkſam 
und erſuche diefelben, den im Amtsbezirk wohnenden bereits unter Polizeiaufſicht ſtehenden Ber: 
ſonen die im $ 7 der Inſtruktion vorgeſchriebenen Eröffnungen über ihre Meldepflicht unver⸗ 
züglich ſchriftlich gegen Empfangsbeſcheinigung zu machen 

Bezüglich des § 9 der Inſtruktion theile ich mit, daß der Gefängnißverein in Danzig, 
deſſen Vorſitzender der Erſte Staatsanwalt v. Prittwitz⸗Gaffron hierſelbſt iſt, ſich die Fürſorge für 
entlaſſene Strafgefangene angelegen ſein läßt. 

Danzig, den 9. Auguſt 1900. 
Derr an d 


2 Diejenigen Rekruten, welche im Bezirk des XVII. Armeekorps ausgehoben werden, 
und für Truppentheile dieſes Armeekorps ſelbſt zu ſtellen ſind, ſowie alle mehrjährig Frei⸗ 
willigen ſollen auch in dieſem Jahre unmittelbar zu ihren Truppentheilen ohne vorherige 
Sammlung bei dem Bezirkskommando einberufen werden, es müſſen deshalb dieſen Rekruten 
und mehrjaährig Freiwilligen gleich die für die Reiſe zu ihrem Truppentheile zuſtändigen Marſch⸗ 
gebührniſſe von der Behörde ihres Aufenthaltsortes gezahlt werden. 


Die Guts⸗ und Gemeindevorſteher bezw. die Orts: 
ſteuererheber beauftrage ich deshalb, den aus der Ortſchaft 
zu Truppentheilen des 17. Armeekorps einberufenen Rekruten 
ſowie allen auch zu anderen Truppentheilen einberufenen 
mehrjährig Freiwilligen die Gebühren gleich für den Marſch 
vom Aufenthaltsort bis zum Geſtellungsorte bei dem Truppen⸗ 
theil zu zahlen. 
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Die Höhe der zu zahlenden Marſchvergütung geht aus den allen Ortsvorſtänden früher 
ſchon zugeſtellten Marſchgeldertabellen hervor und wenn der Geſtellungsort in dieſen Tabellen 
nicht verzeichnet iſt, ſo wird der Gebührnißbetrag ſeitens des Bezirkskommandos auf dem 
Geſtellungsbefehl angegeben werden. Es empfiehlt ſich, die Marſchgebührniſſe in der Regel 
nicht früher als 24 Stunden vor der Abfahrt auszuzahlen. 

Die Bezirkskommandos werden den Ortsbehoͤrden die Tage, an denen die Auszahlung 
der Marſchgebührniſſe an die Rekruten vorausſichtlich zu erfolgen hat, vorher mittheilen. 
Danzig, den 13. Auguſt 1900. 

Deer Landrat, 


ha na mchte 


h Um das Stutennational für die Königlichen Beſchälſtationen kennen zu lernen, und 
inſolgedeſſen geeignete Beſchäler für dieſelben beſtimmen zu können, finden im Auguſt bezw. Sep⸗ 
tember d. Js. folgende Stutenſchauen auf den nachſtehenden Beſchälſtationen ſtatt. 

., Stuten mit Füllen, ältere güſte Stuten, ſowie dreijährige Stuten, welche von Königlichen 
Beſchälern nachſtehender Stationen gedeckt werden ſollen, bitte ich mir zu der angeſetzten Zeit 
vorzuſtellen. 

Das Breunen der Füllen findet gleichzeitig, jedoch nur gegen Vorzeigung des 
ausgefüllten Füllenſcheines ſtatt. 
Donnerſtag, den 23. Auguſt, 9 Uhr Vormittags, in Kelpin, 
0 z = . 


Freitag, 24. za) Niedeck, 
Montag, N ae 1 Kölln, 
Dienſtag, 28 9 - - Kreftsfelde, 
Donnerſtag, = 30. 5 f Gr. Plehnendorf, 
Freitag, 31. i . Trutenau, 
Sonnabend, = 1. Septbr. 9 g Kohling: 


Pr. Stargard, den 15. Auguſt 1900. 
Der Geſtüts direktor. 
Freiherr von Schorlemer. 
Die Ortsvorſtände erſuche ich, dieſe Bekanntmachung in der Ortſchaft zu veröffentlichen. 


Danzig, den 16. Auguſt 1900. 
Der Landrath. 


— 


15 Die Gemeindevorſtände weiſe ich an, bei der Uebertragung größerer Vermeſſungsarbeiten, 
amenlic zur Auſſtellung von Straßenfluchtlinien und Bebauungsplänen in der Ortſchaft, in 
5 mit dem Landmeſſer zu treffenden Abkommen eine Beſteuerung wegen Prüfung der Arbeiten 
A den Kataſterinſpektor der Königlichen Regierung zu treffen, ſowie die Bedingung aufzunehmen 
beta Jezahlung nur ſoweit geleiftet werde, als die Arbeiten vom Kataſterinſpektor für brauchbar 
ſcheinigt würden. 

fall Für die lediglich durch die Aufſichtsthätigkeit des Kataſterinſpektors veranlaßten Reifen 

en den Gemeinden keine Koſten zur Laft. 
Danzig, den 13. Auguſt 1900. 
Der Landrath. 
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54 Die Kaufleute Schmidt und Steinhagen hierſelbſt beabſichtigen von ihrem Grundſtück 
Oliva Grundbuch Blatt 286 ein Anſchlußgleis in Kilom. 2,9 der Weichſeluferbahn herzuſtellen. 
Der Plan dazu liegt 14 Tage lang vom 22. Auguſt bis 4. September er. im Gemeindeamts⸗ 
lokal zu Oliva zu Jedermanns Einſicht offen aus. Einwendungen gegen den Plan können 
während dieſer Zeit ſowohl bei dem Gemeindevorſteher in Oliva als auch bei mir entweder 
ſchriftlich in 2 Cxemplaren oder mündlich zum Protokoll angebracht werden. 
Danzig, den 16. Auguſt 1900. 
Deren 


6. Die Bruſtſeuche unter den Pferden der Kriegsſchule Danzig iſt erloſchen. 
Danzig, den 15. Auguſt 1900. 
eee Zen e eee 


15 Nachſtehend bringe ich die Eintheilung der Gensdarmerie⸗Patrouillenbezirke im hieſigen 


Kreiſe zur Kenntniß: 


Bezirk I (berittener Gensdarm Arndt in Oliva) umfaßt die Amtsbezirke Oliva, Olivaer 
Forſt und Matern, ſowie vom Amtsbezirk Saspe die Ortſchaften Conradshammer 
und Glettkau. 

Bezirk II (Fußgensdarm Otto in Schellmühl) enthält vom Amtsbezirk Saspe die Ortſchaften 
Saspe, Schellmühl und Bröſen. 

Bezirk III (Fußgensdarm Runkel in Heiligenbrunn) enthält den Amtsbezirk Zigankenberg. 

Bezirk IV. (Fußgensdarm Grzendowski in Emaus) umfaßt die Amtsbezirke Wonneberg, 
Kelpin und Leeſen. 

Bezirk V. (Fußgensdarm Dreyer in Ohra) enthält den Amtsbezirk Ohra. 

Bezirk VI. (berittener Gensdarm Krauſe in Ohra) umfaßt die Ortſchaft Ohra und den 
Amtsbezirk Schönfeld. 

Bezirk VII. (berittener Gensdarm Bauer in Loeblau) umfaßt die Amtsbezirke Loeblau, 
Goſchin, Saalau und Meiſterswalde. 

Bezirk VIII. (berittener Gensdarm Domke in Prauſt) umfaßt die Amtsbezirke Prauſt, 
Straſchin, Suckſchin, Langenau und Trampken. 

Danzig, den 15. Auguſt 1900. 


Der hne 


8. Die Rothlaufkrankheit unter den Schweinen im Gut Jolannisthal iſt erloſchen. 
Danzig, den 16. Auguſt 1900. 
Der nd 


95 Unter den Schweinen des Eigenthümers Bietau in Müggenhahl iſt die Rothlaufſeuche 
ausgebrochen. 
Danzig, den 15. Auguſt 1900. 
Die r dan dar e 
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10. Die bei dem Königlichen Inſtitut für Infektionskrankheiten beſtehende Abtheilung für 
Schutzimpfungen gegen Tollwuth befindet ſich jetzt in Berlin No. 39 Nordufer, Eingang 
Föhrerſtraße. 
Danzig, den 16. Auguſt 1900. 
Der e a ned e a lb 
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II. Verfügungen und Bekanntmachungen anderer Behörden. 


11. Bekanntmachung. 


Unter Aufhebung der Bekanntmachung vom 15. Mai 1892 (Amtsblatt für 1892 No. 23) 
betreffend die Feſtſetzung des durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſtes für die in der Land⸗ und 
Forſtwirthſchaft beſchäftigten Perſonen, ſetze ich auf Grund des 8 34 Abſatz 2 Ziffer 2 des 
Invalidenverſicherungsgeſetzes vom 13. Juli 1899 (Reichsgeſetzblott No. 399 ff und 463 ff) den 
durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt für die in der Land» und Forſtwirthſchaft beſchaftigten, 
über 16 Jahre alten, nicht zu den Betriebsbeamten gehörenden und nicht als Mitglieder einer 
Orts, Betriebs⸗ (Fabrik-), Bau⸗ oder Innungskrankenkaſſe angehörigen Perſonen des Regierungs⸗ 
bezirks Danzig anderweit wie folgt, feſt: 


männliche Per⸗ 5 
fonen, welche [ſonſtige weibliche 
einer eigenen [männliche 
Haushaltung Perſonen. Perſonen. 


vorſtehen. 
I . T —— οͥ—1N ˙ 
A Mb Ab 

eis Berent un... nme ne nr lem at 420 350 250 
2. ene A 1 400 360 300 
3. „Danziger Höhe... sense unseren 500 400 300 
4. „Danziger Niederung. ner: 530 450 300 
5. ⸗Dirſchau (ausgeſchloſſen die Stadt Dirſchau) 550 375 200 
orkeis Elbing ae: 432 340 270 

„Kreis Marienburg: 

a. für die Städte Marienburg, Neuteich u. Tiegenhof 468 340 270 

b für die ländlichen Ortſchafte nnn 432 320 270 
3. Kreis Neuſtadt Weſtpr r. 550 340 300 

utzig: 

a. für die in der Landwirthſchaft beſchäftigten Perſonen 465 340 312 
8 b. „„ Forſtwirthſchaſt z . 0 320 225 
0. Kreis rr ne us en er hen 550 350 300 


Vorſtehende Bekanntmachung tritt mit dem 1. Oktober 1900 in Kraft. 


Anmerkung. Für die Stadtkreiſe Danzig und Elbing, ſowie für den Stadtbezirk Dirſchau ift 
der durchſchnittliche Jahresarbeitsverdienſt für die in der Land⸗ und Forſtwirihſchaft 
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beſchäftigten Perſonen nicht feſtzuſetzen, weil daſelbſt dieſe Perſonen auf Grunh eines 
! N 0 15. Juni 1883 
0 5 E 5 
nach Maßgabe des § 2 des Krankenverſicherungs⸗Geſetzes vom 10. April 1892 
errichteten Ortsſtatuts in Ortskrankenkaſſen untergebracht ſind. 
Danzig, den 28. Juli 1900. 


Der Regierungs⸗Präſident. 
In Vertretung: 
Fornet. 


12. Die Königliche Maſchinenbau⸗ und Hütten⸗Schule zu Duisburg 
eröffnet am 3. Oktober d. J. in ihren beiden Abtheilungen: 

1. Maſchinenbauſchule für Schloſſer, Schmiede, Maſchinenbauer, Keſſelſchmiede und ähn⸗ 

liche Gewerbetreibende; 

2. Hüttenſchule für Eiſen⸗ und Metallhüttenleute und ⸗Gie ßer, Arbeiter von Kokereien, 

Glashütten, Cementfabriken und der chemiſchen Großinduſtrie 
einen neuen Lehrgang. 

Das Programm der Anſtalt wird auf Verlangen koſtenfrei zugeſandt. 

Die Anſtalt gehört nach Ziffer 3 der Ausführungsbeſtimmungen zur Prüfungsordnung 
für die mittleren und unteren Staatseiſenbahnbeamten zu den „anerkannten Fachſchulen“, deren 
Reifezeugniſſe für die Annahme zum Werkmeiſterdienſt folgende Vergünſtigungen gewähren: Nur 
die Reifeprüfungen der von der Staatseiſenbahnverwaltung anerkannten Fachſchulen gelten als 
Nachweis der erforderlichen theoretiſchen Kenntniſſe (8 37,4 der Prüfungsordnung). Solange 
Bewerber mit ſolchen Zeugniſſen vorhanden find, dürfen andere Bewerber nicht angenommen 
werden. Die Letzteren haben eintretendenfalls eine beſondere Prüfung abzulegen und zwar auch 
dann, wenn ſie das Reifezeugniß einer nicht anerkannten Fachſchule beſitzen. — Min.-Erl. vom 
23. Mai 1900. 

Duisburg, den 1. Auguſt 1900. 


Der Direktor 
Beckert. 


1. Marktverkehr betreffend. 


Das Aufſtellen von Wagen auf den hieſigen Marktplatz iſt an den Wochenmarkts⸗ 
tagen — Dienſtag und Freitag — von 3 Uhr früh geſtattet. 
Zoppot, den 10. Auguſt 1900. 
Der Amtsvorſteher. 
v. Wurm b, 
Naß 
Beilage. 


